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0. Begrüßung und Einführung

a. Dr. Gerd Rudel
Petra-Kelly-Stiftung

Unser heutiges Thema – der „Bürgerhaushalt“ –
muss in engem Zusammenhang gesehen werden
mit einer Entwicklung in den bundesdeutschen
Kommunen, die seit nunmehr mehr als einem
Jahrzehnt andauert und unter dem Stichwort
„Bürgerkommune“ begrifflich zusammengefasst
werden kann. Die Petra-Kelly-Stiftung hat diese
Entwicklung von Anfang interessiert aufgegrif-
fen und mit eigenen Veranstaltungen immer wie-
der kritisch begleitet. Im Mittelpunkt unseres In-
teresses stand dabei zunächst die so genannte
Verwaltungsreform, die sich mit dem Schlagwort
„Neues Steuerungsmodell“ vor allem auf eine
Neugestaltung des Verhältnisses von Rat und
Verwaltung bezog. Die GemeindebürgerInnen
kamen in diesem Modell hauptsächlich als „Kun-
dInnen“ der Verwaltung in den Blick möglicher
Reformen: Die Kommunen wollten sich verstärkt
als Dienstleistungsunternehmen verstehen und
weniger als hoheitliche Behörde.

Die BürgerInnen als Mitbestimmende und Mit-
beteiligte kommen in einem anderen Aspekt der
„Bürgerkommune“ zum Tragen: in dem Ver-
such, ehrenamtliches Engagement der Bürger-
schaft zu fördern (nicht zuletzt auch aus Grün-
den der immer knapper werdenden Finanzmit-
tel!), und bei verschiedensten Formen der Bür-
gerbeteiligung – von Verkehrsforen über Runde
Tische bis hin zu Planungszellen.

Diese beiden Aspekte – die Mittelknappheit und
die Bürgerbeteiligung – spielen natürlich auch
beim Bürgerhaushalt eine entscheidende Rolle.
Der Bürgerhaushalt stellt dennoch so etwas wie
eine neue Qualität der Bürgerbeteiligung dar –
greift er doch in einen Kernbereich der Kommu-
nalpolitik und in eine der wichtigsten Kompeten-
zen der Kommunalparlamente ein. Immerhin
gelten die Haushaltsberatungen gemeinhin als
„Sternstunden“ der Parlamente (auch wenn
kommunale Praktiker sie häufig genug als „Ab-
nick-Runden“ für die Vorlagen der Verwaltung
erleben!). Mit Sicherheit sind die Haushaltsde-
batten politisch die wichtigsten im Verlauf des
Jahres – in ihnen werden die finanziellen und
damit politischen Weichen für die weitere Ent-
wicklung der Kommune gestellt. „Bürgerhaus-
halt“ heißt dann: die BürgerInnen sollen bei der
Entscheidung über diese ebenso wichtige wie
komplexe und schwierige Materie (die bislang
den RätInnen – und da meist auch nur einigen

wenigen Haushaltsspezialisten – vorbehalten
war) eingreifen, sie mitgestalten.

Wie kann das gehen? Wie sieht es mit der politi-
schen Verantwortung der gewählten Gremien
aus? Wer macht bei diesem Mitgestaltungspro-
zess überhaupt mit? Kann so etwas überhaupt
funktionieren? Mit diesen Fragen wollen wir uns
heute intensiv befassen – auch in der Hoffnung,
vielleicht den einen oder anderen Anstoß zu
geben, „Bürgerhaushalte“ auch einmal in einer
bayerischen Kommune auf den Weg zu bringen.

b. Dr. Norbert Stamm
KommA 21 Bayern

Dieses Seminar ist für uns das vierte und letzte
in einer Reihe von Informationsseminaren – von
der TeilnehmerInnenzahl das kleinste, inhaltlich
jedoch das ausdifferenzierteste.

Die KommA21 Bayern am Bayerischen Lan-
desamt für Umweltschutz ist als Projektstelle
vom Umweltministerium eingerichtet zur Unter-
stützung der bayerischen Kommunen bei der
Aufstellung von Lokalen Agenden 21. Wir sind
Netzwerkknoten für nachhaltige Kommunalent-
wicklung – geben Informationen und Förderung
aus, versuchen, nachhaltige Kommunalentwick-
lung voranzutreiben. Dies bedingt, erst mal her-
auszustellen, was nachhaltige Kommunalent-
wicklung ist – wie und wo sie schon stattfindet
bzw. stattfinden sollte. Wir dokumentieren, un-
terstützen, initiieren und diskutieren.

Bei nachhaltiger Kommunalentwicklung geht es
unserer Meinung nach um einen Prozess und um
ein Ziel. Den Prozess einer gemeinsamen
Selbstentwicklung des Gemeinwesens – das
heißt der Bürger, der Verwaltung, der Politik,
der Wirtschaft, der Institutionen und Vereine, der
Medien – und um das 1992 in Rio global von und
für alle Regionen, Nationen und Kommunen
vorgegebene Ziel einer nachhaltigen Entwicklung
– die sowohl zukünftigen Generationen wie auch
allen heute lebenden Menschen die Chance lässt,
ihre Bedürfnisse zu befriedigen.

Es wächst derzeit ein neues kommunales Leitbild
heran – ergänzend zur Dienstleistungskommune
die Bürgerkommune. Die Agenda-Prozesse
vielerorts in den letzten Jahren waren und sind
hierfür der umfassendste Ausdruck. Hier war
und ist Bürgerbeteiligung in allen Handlungsfel-
dern (Umwelt, Soziales, Wirtschaft, lokal und
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global) und mit allen Akteuren (Bürgergesell-
schaft, Verwaltung, Kommunalpolitik) ange-
strebt. Ziel der Agenda-Prozesse ist eine nach-
haltige Entwicklung vor Ort.

Eine nachhaltige Kommunalentwicklung lässt
sich ablesen an den Prozessen und deren Ergeb-
nissen: an Leitbildern, Handlungsprogrammen,
guten Projekten. Maßstab für uns sind 24 lokale
Nachhaltigkeitsindikatoren, je sechs verteilt auf
die vier Bereiche Ökologie, Ökonomie, Soziales/
Gesellschaft und Partizipation (siehe „Leitfaden
Indikatoren im Rahmen einer Lokalen Agenda
21“). Mancherorts wurde auch schon zumindest
etwas an nachhaltiger Entwicklung erreicht: Leit-
bilder erarbeitet und Ziele festgeschrieben,
Handlungsprogramme aufgestellt und Projekte
umgesetzt. Die Agenda-Prozesse verknüpfen so
Nachhaltigkeit und Bürgerkommune zur Nach-
haltigen Bürgerkommune – dem kommunalen
Leitbild der Zukunft.

Es macht Sinn, die Leitbilder und das Hand-
lungsprogramm, die Lokale Agenda 21, mit dem
kommunalen Haushalt zu verknüpfen. Denn im
Haushalt werden Weichen für die langfristige
Entwicklung der Kommune gestellt und festge-
schrieben.

Warum halten wir Bürgerbeteiligung auch am
Haushalt für weiterbringend? Immer, auch in
Zeiten knapper Kassen, gilt es, die richtigen Ak-
zente zu setzen. Je mehr Kompetenz dabei mit-
wirkt, um so besser: nicht nur aus Politik und
Verwaltung, sondern auch aus der Bürgerschaft.
Gut ist auch, wenn der beschlossene Haushalt
breit getragen wird und manche Dinge durch
Bürgerengagement umgesetzt werden.

Eine Bürgerbeteiligung am Haushalt braucht gut
aufbereitete Information, sucht die Konsultation
der Bürger und gibt ihnen nach der Entscheidung
durch den Gemeinderat Rechenschaft. Gemein-
derat, Verwaltung und Bürger sind gefordert –
und profitieren davon.
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1. Vom „Süden“ lernen?
Bürgerhaushalt in Porto Alegre:
Hintergründe, Erfahrungen, Perspektiven
Clóvis Zimmermann

Porto Alegre ist die Hauptstadt des brasilianischen
Bundeslandes Rio Grande do Sul und hat 1,3 Mil-
lionen Einwohner. Der Beteiligungshaushalt in die-
ser Stadt hat seinen Ursprung im Jahr 1989: In
diesem Jahr trat der 1988 neu gewählte Oberbür-
germeister Olivío Dutra von der Arbeiterpartei
(NT) sein Amt an. Die stärkere Beteiligung der
Bevölkerung an kommunalen Entscheidungspro-
zessen war ein wichtiger Punkt im Wahlprogramm
der Linkskoalition unter seiner Führung gewesen.

Der Haushalt der Stadt hat folgende Struktur: 60%
der Finanzmittel werden für das Personal ausgege-
ben, 20% für Instandhaltungen und 20% stehen für
Investitionen zur Verfügung. Um eine Beteiligung
der Bürger/innen an der Verteilung der disponiblen
Mittel organisieren zu können, war es zunächst
notwendig, das Stadtgebiet nach sozioökonomi-
schen Kriterien in sechzehn, einigermaßen über-
schaubare Stadtbezirke aufzuteilen:

a. Der Partizipationsprozess
Der Beteiligungsprozess am Haushalt beginnt in
Porto Alegre mit Vorbereitungstreffen auf Ebene
der 16 Bezirke im März und April. In kleinen Grup-
pen widmen sich die TeilnehmerInnen den spezifi-
schen Problemen in ihren jeweiligen Stadtvierteln
und denken über mögliche Prioritäten für die Ver-
teilung der Finanzmittel nach. An den Treffen in
den Stadtvierteln können alle interessierten Ein-
wohnerInnen teilnehmen. Stimmrecht haben alle
BürgerInnen über 16 Jahre.

Im April und Mai finden dann Bezirksversammlun-
gen statt. Auf diesen Treffen geht es im Wesentli-
chen um drei Themen:
n Der Rechenschaftsbericht der Stadtverwaltung

über das abgelaufene Haushaltsjahr wird vorge-
stellt und diskutiert.

n Die Delegierten des Bezirkes für die überge-
ordneten Versammlungen (ein/e Delegierte/r je
20 BürgerInnen) werden gewählt.

n Die Prioritäten für den jeweiligen Bezirk wer-
den bestimmt.

An diesen Bezirksversammlungen nehmen auch die
Stadtoberen (Oberbürgermeister, Stadträte, Ver-
waltung) teil.

Im Mai/Juli finden dann die Foren der gewählten
Delegierten statt, in denen die in den Bürgerver-
sammlungen aufgestellten Prioritäten systematisiert
werden. In thematischen Foren, die im Mai und im
Juni stattfinden, gibt es stadtübergreifende Diskus-
sionen, die parallel zu den Versammlungen in den
Bezirken laufen. Folgende Foren gibt es seit 1994:
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n Verkehr und Transportwesen
n Gesundheit und Soziales
n Erziehung und Freizeit
n Stadtentwicklung und Stadtorganisation
n Wirtschaftsentwicklung und Steuerpolitik
n Kultur (seit 2000)

Die thematischen Foren beraten über Investitionen,
die die gesamte Stadt betreffen. Es handelt sich oft
um langfristige und groß angelegte Projekte (z.B.
größere Ansiedlungs- und Verkehrsprojekte). Die
Foren und auch die Stadtviertelversammlungen
werden vom Stadtplanungsamt (GAPLAN) geleitet
und durch den Oberbürgermeister und die Fachde-
zernate begleitet. Die aus den Delegierten der Be-
zirke bestehenden Bezirksforen sind für die Leitung
des Diskussionsprozesses mit der Bevölkerung im
Stadtviertel verantwortlich. Sie fungieren gleichzei-
tig als Bindeglied zum für die Gesamtstadt zustän-
digen Beirat des Beteiligungshaushaltes, dem OP-
Rat.

Im Juli wird eine große Stadtversammlung durch-
geführt, auf der die Prioritäten aller Stadtbezirke
präsentiert werden. Der OP-Rat analysiert die von
den BürgerInnen bestimmten Prioritäten und ver-
teilt die zur Verfügung stehenden Mittel nach den
vorgegebenen Kriterien (siehe unten). Ende Sep-
tember überarbeitet die Verwaltung den Haus-
haltsentwurf. Zwischen Oktober und Dezember
wird auf der Basis der Bürgerprioritäten und der

Empfehlungen des OP-Rates der Investitionsplan
erstellt. Der letztliche Haushaltsplan wird im De-
zember/Januar vom Stadtrat diskutiert und verab-
schiedet. Nach einem Monat Pause im Februar
beginnt der Haushaltspartizipationsprozess im März
von Neuem. Der Zyklus des Beteiligungsprozesses
ist in der oben stehenden Grafik als Überblick zu-
sammengefasst.

Das System des Bürgerhaushalts wächst in Form
einer Reihe von Delegiertenwahlen pyramidenför-
mig von unten nach oben. Die unten stehende Gra-
fik zeigt dieses „Rätesystem“ im Überblick.

Das Rätesystem des
Beteiligungshaushaltes

Bezirksforen
Für jeden der 16 Bezirke + 6 Foren

(20 Beteiligte = 1 Delegierte) 

OP-Rat

16 Bezirksversammlungen + 

6 thematische Foren 

Der Partizipationsprozess
Jährlicher Zyklus

März/April
Vorbereitungs-

treffen

April/Mai
Bezirks-

versammlungen Mai/Juni
Thematische

Foren

Anfang
 Juli

Stadtversammlung
  Juli/

September
OP-Rat

analysiert die
Prioritäten

Ende
September

Überarbeitung des 
Haushaltsentwurfs 

Oktober/
Dezember

Erarbeitung des 
Investitions

plans

Dezember/
Januar

Diskussionen

Stadtrat stimmt 
Haushaltssatzung

bis 30.11 ab

Stadtverwaltung
Abgabe des 

Haushaltsentwurfs 
bis 30.09

Februar
Ferien
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Am Prozess des Beteiligungshaushaltes sind viele
verschiedene Gruppen und Gremien beteiligt:
⇒ in der Stadtverwaltung:

• Oberbürgermeister
• GAPLAN – Planungsamt
• Koordinationsstelle
• Dezernate, Ämter

⇒ institutionalisierte Gremien:
• 16 Bezirksversammlungen
• OP-Rat
• 6 thematische Foren
• Stadtrat

⇒ Bürgerschaft:
• BewohnerInnen der 16 Bezirke
• Bürgerinitiativen
• Vereine

Kriterien für die letztliche Verteilung der verfügba-
ren Finanzmittel sind:
n Mängel in der Infrastruktur und den öffentlichen

Dienstleistungen eines Bezirks
n die Gesamtbevölkerung des jeweiligen Stadtbe-

zirks
n die Priorität des Stadtbezirks

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass die
Bevölkerung durchaus in der Lage ist, ihre Priori-
täten auf die tatsächlich notwendigen Investitionen
zu legen. Wasserversorgung, Kanalisation, Müllab-
fugr sowie die Befestigung von Straßen und We-
gen standen dementsprechend im Mittelpunkt.
Auch im Bildungswesen wurde viel geleistet.

Seit der Einführung des Beteiligungsverfahrens
haben sich kontinuierlich mehr Menschen an der
Aufstellung und Diskussion des Bürgerhaushalts
beteiligt. Die Zahlen der Tabelle zeigen dies deut-
lich. Die „inoffizielle“ Beteiligung liegt Schätzungen
zufolge sogar noch erheblich höher: Insgesamt
beteiligen sich rund 100.000 BürgerInnen an der
Erstellung des Haushalts der Stadt. Das sind im-
merhin rund 15% der wahlberechtigten Bevölke-
rung.

Interessant ist auch die Geschlechterverteilung
beim Beteiligungsprozess: Während im Stadtrat von
Porto Alegre lediglich 15,2% Frauen sitzen, ist das
Geschlechterverhältnis im Beteiligungsprozess
nahezu ausgeglichen. Während des Beteiligungs-
haushaltes im Jahr 1998 standen 51,4% Frauen
48,6% Männern gegenüber.

b. Kritik am Beteiligungshaushalt
Gegen das in Porto Alegre praktizierte Modell des
Beteiligungshaushaltes gibt es auch kritische Ein-
wände. Skeptiker weisen auch die große Abhän-
gigkeit des Beteiligungsprozesses von der Stadt-
verwaltung hin. Dieser Einwand ist zweifellos be-
rechtigt. Ohne die Administration des linken Ober-
bürgermeisters und ihre Unterstützung für den
Beteiligungsprozess wäre dieser sicher nicht in der
jetzigen Form entstanden. Zudem fehlt es nach wie
vor an einer formalrechtlichen Absicherung und
Verankerung des Beteiligungsprozesses. Ein
Wechsel in der Stadtregierung könnte diesen Pro-
zess rasch beenden. Andererseits macht dieser

Umstand auch deutlich, dass ein Beteili-
gungshaushalt ohne die Rückendeckung
aus der Politik keine Chance hat. Und: Die
jetzige Stadtregierung Porto Alegres ist
immerhin mehrmals wiedergewählt worden
– vielleicht nicht zuletzt deshalb, weil sie
dieses Beteiligungsprozess so nachhaltig
unterstützt.

Ein weiterer Einwand bezieht sich auf die
demographische Struktur der Beteiligung.
Diese ist zwar – wie wir gesehen haben –
zahlenmäßig durchaus beträchtlich und im
Geschlechterverhältnis ausgewogen. Den-
noch muss festgestellt werden, dass sich
die „Ärmsten der Armen“ kaum daran
beteiligen. Dies ist jedoch kaum verwun-
derlich, weil diese Bevölkerungsschicht zu
sehr damit befasst ist (sein muss!), ihr all-
tägliches Überleben zu sichern. Für eine
Teilnahme am Beteiligungsprozess fehlt ihr
schlicht die notwendige Zeit und Muße.

Offizielle Beteiligung der
Bevölkerung

21.805 + 400 per Internet2001
19.0252000
20.7241999
16.4561998
16.0161997
11.9411996
14.2671995
11.2471994
10.7351993
7.6101992
3.6941991
9761990
7801989

Beteiligte
(Individuen)

Jahr
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Der dritte Kritikpunkt bezieht sich auf die auch in
Porto Alegre notwendige Legalisierung der Bür-
gervorschläge im Stadtrat. Der Bürgerhaushalt in
Porto Alegre ist also kein Verfahren direkter De-
mokratie, sondern letztlich ein Konsultationsverfah-
ren, dem sich der Stadtrat anschließen kann – oder
auch nicht. Faktisch ist es allerdings so, dass der
Stadtrat die von den BürgerInnen vorgebrachten
Vorschläge weitgehend übernommen hat. Auch die
zunehmende Beteiligung an der Aufstellung des
Bürgerhaushaltes ist ein Indiz dafür, dass sich die
BürgerInnen vom Stadtrat ernst genommen fühlen.

c. Ergebnisse der Partizipation
Dass sich der der Beteiligungsprozess im Rahmen
des Bürgerheushalts in Porto Alegre positiv auf das
politische Klima in der Stadt auswirkt, zeigt der
Vergleich mit anderen brasilianischen Großstädten:
Während das zivilgesellschaftliche Engagement in
den Städten Salvador, Recife, Rio de Janeiro, Belo
Horizonte und Sao Paolo 1996 zwischen 22 und
29% der Bevölkerung lag, hatte Porto Alegre im
gleichen Jahr einen wesentlich höheren Wert: Hier
lag das zivilgesellschaftliche Engagement bei 38%.

Ähnliches gilt für die Sympathie für eine der politi-
schen Parteien, die ja als Indikator für politische
Zufriedenheit gewertet werden darf:
Sao Paolo 42%
Rio de Janeiro 44%
Porto Alegre 66%

Die „Politikverdrossenheit” scheint also in Porto
Alegre weit geringer zu sein als in vergleichbaren
anderen brasilianischen Städten. Im Gegenteil –
dort gibt es offensichtlich ein steigendes Interesse
an der Politik, nicht zuletzt wohl deshalb, weil der
eigene Einfluss darauf deutlich größer ist als in
anderen Kommunen.

Auch für die Lebensqualität der Stadt selbst hat
der Beteiligungshaushalt positive Ergebnisse gezei-
tigt. Aufgrund der im Beteiligungsprozess von den
BürgerInnen vorgegebenen Prioritäten wurde in
Porto Alegre in den vergangenen Jahren vor allem
die örtliche Kanalisation ausgebaut. Während im
Jahr 1989 nur 48% aller Wohnungen an die Kanali-
sation angeschlossen waren, lag der entsprechende
Anteil zehn Jahre später bereits bei 83%.

Dass der Bürgerhaushalt in Porto Alegre ganz
offenbar ein Erfolgsmodell ist, zeigt auch die Tat-
sache, dass dieses Beispiel inzwischen Nachahmer
in ganz Lateinamerkia und darüber hinaus gefun-
den hat. Rund 200 Städte in ganz Brasilien haben
einen Bürgerhaushalt nach dem Vorbild Porto Ale-
gres. In anderen lateinamerikanischen Staaten sind

die Städte Montevideo, San Salvador, Rosario (Ar-
gentinien) diesem Beispiel gefolgt. Und auch in
Europa ist man inzwischen bereit, vom Süden zu
lernen: In Barcelona und Rubi (Spanien) sowie
Saint-Denis (Frankreich) gibt es inzwischen einen
Bürgerhaushalt, ebenso in deutschen Städten (siehe
dazu unter 2.)

Die weltweite Anerkennung für den innovativen
Charakter des Modells Bürgerhaushalt spiegelt sich
auch in der Tatsache wieder, dass Porto Alegre
mittlerweile schon drei Mal als Gastgeberin für das
Weltsozialforum fungiert hat. Im Jahr 2001 kamen
30.000 Beteiligte aus 120 Ländern, 2002 waren es
60.000 Menschen aus 150 Ländern, 2003 waren es
sogar 100.000 Gäste aus 160 Ländern.
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2. Erfahrungen mit „Bürgerhaushalten“
in deutschen Kommunen – ein Überblick
Tobias Bergmann

a. Was ist ein „Kommunaler Bürger-
haushalt“?

Der Bürgerhaushalt ist ein Verfahren, um die
Haushalts- und Finanzplanung einer Kommune mit
den Bürgerinnen und Bürgern zu erörtern. Im
Rahmen dieses Verfahrens bietet sich die gute
Gelegenheit, den BürgerInnen die finanziellen
Möglichkeiten und Grenzen ihrer Kommune zu
verdeutlichen. Auf diese Weise entsteht im besten
Falle eine neue Form des Dialogs zwischen Politik,
Verwaltung und BürgerInnen. Der Bürgerhaushalt
ist vor diesem Hintergrund auch ein Instrument
politisch-strategischer Steuerung.

In Nordrhein-Westfalen entschied sich die Landes-
regierung in Zusammenarbeit mit der Bertelsmann-
Stiftung, einen Modellversuch durchzuführen, um
dieses neue Instrumentarium der Bürgerkonsultati-
on in der Praxis zu testen. Aus den zahlreichen
Bewerbungen wurden schließlich folgende Projekt-
kommunen ausgewählt:
§ Stadt Castrop-Rauxel 79.000 EW
§ Stadt Emsdetten 35.000 EW
§ Stadt Hamm 181.000 EW
§ Stadt Hilden 57.000 EW
§ Stadt Monheim am Rhein 44.000 EW
§ Stadt Vlotho 21.000 EW

Bei der Diskussion über Bürgerhaushalte sollte
aber immer bedacht werden, was Bürgerhaushalte
nicht sind:
§ Bürgerhaushalte sind kein Verfahren der di-

rekten Demokratie, sondern ein Konsultations-
verfahren. Die Bürger entscheiden also nicht di-
rekt über den Haushaltsplan, sondern geben da-
zu Anregungen, Vorschläge und Ideen im Rah-
men eines Beteiligungsverfahrens.

§ Die letzte Entscheidung – und damit die Ge-
samtverantwortung – für den Haushalt verbleibt
also beim Stadtrat, bei der Politik. Im Gegensatz
zum brasilianischen Beispiel wird der Haushalt
nicht durch die BürgerInnen selbst aufgestellt,
sondern von ihnen erörtert, evtl. – bei entspre-
chender Zustimmung durch den Rat – modifi-
ziert.

Diese beiden Punkte zu betonen, ist wichtig, um
Missverständnisse von vornherein zu vermeiden:
Der Politik, den Stadträten, kann so die Angst ge-

nommen werden, ihnen solle ein Kernbereich ihrer
Kompetenzen „weggenommen“ werden. Auf der
anderen Seite sollte es vermieden werden, bei den
BürgerInnen „falsche Hoffnungen“ in Bezug auf
die Reichweite ihrer Mitbestimmungsmöglichkeiten
in Sachen Haushalt zu wecken.

Im Rahmen des Modellprojekts in NRW wurden
mehrere Ziele verfolgt:
§ Obwohl der Hauhalt einer Kommune einen

entscheidenden politisch-strategischen Stellen-
wert hat, befassen sich die wenigsten Bürge-
rInnen damit. Die – formal – in den meisten
Gemeindeordnungen festgeschriebenen Ein-
sichtsmöglichkeiten werden so gut wie nie ge-
nutzt. In dieser Situation ist es ein wesentliches
Ziel des Bürgerhaushalts, für das schier un-
durchschaubare Gewirr des Zahlenwerks der
kameralen Kommunalhaushalte Transparenz zu
schaffen. Die BürgerInnen sollen wissen und
verstehen, was in diesen Haushalten eigentlich
drinsteht, was die vielen Zahlen bedeuten.

§ Es sollten Beteiligungsmöglichkeiten für das
komplexe Politikfeld Haushalt entwickelt und
erprobt werden.

§ Der Dialog zwischen Politik und BürgerInnen
sollte verbessert werden.

§ Als Ergebnis sollte sich ein praxistaugliches
Verfahren für die Durchführung eines Bürger-
haushaltsverfahrens in NRW herauskristallisie-
ren.

b. Bausteine des Bürgerhaushalts
Ein Bürgerhaushalt besteht aus drei Schritten bzw.
Bausteinen:
Ø Information

Die Hauhaltsdaten für das folgende Jahr, also
der Haushaltsplanentwurf, werden in bürger-
freundlicher Weise aufbereitet. Diese Informa-
tion ist die Grundlage für die weitere Erörte-
rung. Ihr kommt deshalb besondere Bedeutung
zu.

Ø Konsultation und Anhörung der Öffent-
lichkeit
Die Verwaltung und die Politik „hören“ sich die
Anregungen und Vorschläge der BürgerInnen
zu den Budgets an. Für diese Konsultation muss
ein breites Methodenspektrum zum Einsatz
kommen, um eine annähernd repräsentative
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Beteiligung der gesamten Bürgerschaft zu ge-
währleisten.

 Rechenschaft
Die Politik macht die Beschlusslage zum Haus-
halt transparent (d.h. öffentlich). Sie erläutert
den BürgerInnen, welche Vorschläge sie über-
nommen, welche sie abgelehnt hat und begrün-
det diese Beschlüsse.

Für die Umsetzung dieser drei Schritte kommen
jeweils unterschiedliche Methoden und Verfahren
in Betracht. Die folgende Tabelle gibt einen ersten
Überblick.

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für den Prozess des
Beteiligungshaushaltes ist zweifellos der Schritt
der Rechenschaft durch Politik und Verwaltung. In
diesem Schritt sollen die PolitikerInnen für die
Transparenz der getroffenen Entscheidungen sor-
gen, was – so die Hoffnung – auch zu einer besse-
ren Akzeptanz dieser Entscheidungen auf Seiten
der Bürgerschaft führen kann. Dies wird jedoch
nur funktionieren, wenn die Politik ihre Entschei-
dungen auch nachvollziehbar und überzeugend
begründet. Nur auf diese Weise können die Bürge-
rInnen dazu motiviert werden, auch beim nächsten
Bürgerhaushalt wieder aktiv mitzumachen. Die
Politik muss im Schritt der Rechenschaftslegung
also ganz deutlich machen: „Wir, die Politik, neh-
men euch, die BürgerInnen, ernst, wir haben eure
Argumente erwogen und sind aus folgenden Grün-

den zu dem Ergebnis gekommen, wie er im verab-
schiedeten Haushalt erkennbar ist.“ Wenn dies
gelingt, dann kann der Beteiligungsprozess einen
kontinuierlichen Charakter bekommen und zu ei-
nem echten Dialog zwischen Politik und Bürger-
schaft über Haushaltsfragen werden. Im besten
Falle wird der Rechenschaftsbericht über den ver-
abschiedeten Haushalt schon zum Startschuss für
den neuen Beteiligungsprozess. So wird der Bür-
gerhaushalt zu einem kontinuierlichen Prozess,
seine Aufstellung wird zur „Routine“. Diese Kon-
tiniuität kommt in der „Bürgerhaushaltsuhr“, die
auf der folgenden Seite zu sehen ist, sehr gut zum

Ausdruck.

Damit ein Beteiligungsprozess zum Kommunal-
haushalt auch wirklich ein Erfolg wird, müssen
v.a. die folgenden Faktoren berücksichtigt werden:
• bürgerfreundliche, d.h. verständliche Aufbe-

reitung des Haushaltsplanentwurfs (Informati-
on)

• angemessene Anhörungs- und Konsultations-
verfahren für die BürgerIinnen

• Initiativfunktion der Politik: Es muss ein ein-
deutiges Votum (am besten einstimmig!) der
Politik geben, dass ein solcher Prozess gewollt
wird.

• Verknüpfung mit längerfristigen Zielen und
Strategien der Kommune: Hier geht es v.a. um
die Einbeziehung von Agenda21-Prozessen

Medien:
z.B. Broschüre,
Handreichung („So hat der
Rat entschieden!“)
Städtische Homepage
Lokalpresse
Ggf. Infoveranstaltungen

Darstellung:
Rechenschaft darüber,
welche Anregungen der
Bürger/innen beim
Beschluss des Rates
berücksichtigt wurden und
welche nicht =>
Transparenz

Verfahren:
Bürgerversammlungen
Befragungen (schriftlich,
Internet)
Telefoninterviews, Hotlines
Dialogkarten per Post etc.

Methoden:
Auswahl einer
repräsentativen Stichprobe
und/oder offene Einladung /
Befragung

Medien:
z.B. Broschüre /
Handreichung
Städtische Homepage,
Lokalpresse,
„Themenwochen“ etc.

Darstellung:
Einzelne Ressortbudgets
(z.B. Ausgaben u.
Einnahmen Sozial /
Umweltbereich, geplante
Investitionsmaßnahmen)
und Überblick über
Gesamthaushalt

Mögliche
Verfahren
und
Methoden

RechenschaftKonsultation
bzw. Anhörung

Information

Verfahren und Methoden für die Umsetzung
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und/ oder Leitbilddiskussionen in der Kommu-
ne, die systematisch auf die Diskussion des
Haushaltes rückbezogen werden müssten. Be-
teiligung am Haushalt und Leitbilddiskussion
dürfen nicht unverbunden nebeneinander her
laufen.

• Rechenschaft gegenüber der Bürgerschaft

c. Erfahrungen mit dem Bürgerhaus-
halt in NRW

Die Aufmerksamkeit der Politik für den Bürger-
haushalt ist während der Laufzeit des Modellpro-
jekts zweifellos gewachsen – nicht zuletzt durch
die „öffentliche“ Bürgerbeteiligung selbst. Das
hatte erwünschte wie unerwünschte Effekte.

 Erwünscht: Die Akzeptanz für den Bürgerhaus-
halt ist gewachsen. Vorschläge und Ideen aus
der Bürgerbeteilung wurden aufgegriffen und
mit aktuellen Themen in der politischen De-
batte verzahnt.

 Unerwünscht: Die jeweilige Rathausopposition
versucht immer wieder einmal, Bürgerinteres-
senen durch parallele Beteiligungsformen
(Bürgerbegehren) gegeneinander auszuspielen.

Vor dem Hintergrund der angespannten Finanzlage
hat die Politik Ziel und Zweck des Bürgerhaushalts
erneut überprüft. Der Bürgerhaushalt wird insge-
samt stärker durch die Politik wahrgenommen und
kritisch auf seinen möglichen Nutzen überprüft.

Gleichzeitig wird durch die themen- bzw. projekt-
bezogenen Debatten im Rahmen des Bürgerhaus-
halts deutlich, wie notwendig es ist, diesen Betei-
ligungsprozess mit anderen (strategischen) Zielen
in der Kommune zu verknüpfen.

Nach Ablauf des Modellprojekts gibt es einige
Ergebnisse. Es bleiben aber auch Fragen offen.

 Wie vermeiden wir, dass sich nur die „üblichen
Verdächtigen“ zu Wort melden?

 Behindert die Finanzkrise ein transparentes
Haushaltsaufstellungsverfahren?

 Wecken wir Erwartungen, die nicht erfüllt wer-
den können?

 Welche Profilierungsäquivalente gibt es für
Kommunalpolitiker?

Es hat sich gezeigt, dass ein Bürgerhaushalt desto
einfacher durchzuführen ist, je kleiner und über-
schaubarer eine Kommune ist. Und klar ist mitt-
lerweile, dass sich ein solcher Bürgerhaushalt
durchführen lässt, ohne dass es notwendig ist, die
Gemeindeordnung zu ändern. Ein kontinuierlicher
Erfahrungsaustausch unter den beteiligten Kom-
munen ist nützlich – auch und gerade was die un-
terschiedlichen Methoden der Bürgerbeteiligung
und die damit gemachten Erfahrungen angeht.

Die „Bürger
haushalts-
Uhr“

Kalenderjahr

Haushaltsjahr

Anschlussstellen
Bürgerhaushalt

Abstim-
mung in
den Aus-
schüssen

Januar

April

Mai

Juni

Oktober

November

Dezember

Beschluss d. HH
Rechenschaft

über das
Anhörungs-

verfahren des
abgelaufenen

Jahres

Jahresrechnung

Konsultation/
Anhörung der
Öffentlichkeit

Information
der Öffentlichkeit
über den Haushalt

September

Februar

März

Juli

Eckwerte
-

beschluss

Budgetplanungen

der Fachbereiche

August

A
us

sc
hu

ss
-

be
ra

tu
ng

en
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3. Forum 1: „Inhalte“
Sind die BürgerInnen die „besseren“ Sparkommissare?
Peter Gack

Das Einmischen und Beteiligen der BürgerInnen an
haushaltsrelevanten Entscheidungen der Stadt oder
Gemeinde ist nichts Neues. Neu oder anders ist bei
der „Beteiligungsform“ Bürgerhaushalt eher das
relativ „formalisierte“ Verfahren. Dadurch erhält
das Einmischen der BürgerInnen etwas Verbindli-
ches und entwächst der Rolle des zufälligen, in den
Augen der politisch Verantwortlichen lästigen oder
hart erkämpften Beteiligungsverfahrens.

Von diesen Verfahrensformen liegen bereits seit
Jahren relativ viele Praxiserfahrungen vor. Und
diese sehen nicht etwa so aus, dass die Bürgerin-
nen und Bürger reihenweise „unbezahlbare“ For-
derungen stellen (das gibt es zwar auch), sondern
die Erfahrungen berichten eher von Beispielen, bei
denen die BürgerInnen durch ihr Engagement und
ihre alternativen Ideen und Konzepte den Haushalt
ihrer Gemeinde erheblich entlasten.

Ich möchte kurz aus vier Bereichen erzählen, aus
denen seit längerem Praxiserfahrungen vorliegen:
• Bürgerbegehren und Bürgerentscheide
• Bürgerstiftungen
• Lokale Agenda 21 – Arbeit
• „Bürgersolidarität“

a. Bürgerbegehren und
Bürgerentscheid

Insgesamt haben in Bayern seit der Einführung von
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (Oktober
1995) 1091 (Stand Juni 2003) direktdemokratische
Verfahren und 649 daraus resultierende Abstim-
mungen in Gemeinden, Städten und Landkreisen
stattgefunden, die eindeutig zuzuordnen sind. Zu-
dem ist bei 107 Verfahren seit 2000 der Ausgang
offen oder unbekannt. Die durchschnittliche Betei-
ligung an den Abstimmungen liegt bei 50,1%. Da-
mit ist die Wahlbeteiligung im Vergleich zu den
vergangenen Jahren gestiegen. (Im Zeitraum von
1.11.1995 bis Ende 2001 lag sie bei 44,97%). In
den kleineren Gemeinden liegt die Beteiligung über
dem Durchschnitt, während sie in größeren Ge-
meinden und Städten darunter sinkt.

Im Wesentlichen lassen sich acht Hauptthemenbe-
reiche herausarbeiten:
• Flächennutzungs- und Bebauungspläne (Bau-

leitpläne)
• Öffentliche Infrastruktur und Versorgungsein-

richtungen (betrifft z.B. den Bau von Schwimm-

bädern, Bau von Kindergärten, Trinkwasserver-
sorgung u.ä.)

• Verkehrsprojekte (betrifft z.B. den Bau einer
Umgehungsstraße, das Einrichten einer Fuß-
gängerzone, den Bau von Brücken u.ä.)

• Einzelne, private Projekte (betrifft z.B. den Bau
von Hotels, Golfplätzen, Einkaufszentren,
McDonalds unter Führung von privaten Trägern
u.ä.)

• Entsorgungsprojekte (betrifft z.B. den Bau von
Abwasserkanälen, Privatisierung von Entsor-
gungsanlagen u.ä.)

• Mobilfunksendeanlagen (betrifft z.B. die Auf-
stellung von Sendemasten u.ä.)

• Gebühren, Abgaben (betrifft z.B. Müllgebüh-
ren, Parkgebühren, Ergänzungsabgaben für
Kanalnetze u.ä.)

• Sonstiges (betrifft z.B. die Vergabe von Stra-
ßennamen, den Aus- oder Eintritt in Verwal-
tungsgemeinschaften, die Entscheidung über ei-
nen hauptamtlichen oder ehrenamtlichen Bür-
germeister u.ä.)

Die drei vorherrschenden Themengebiete sind:
„Bauleitpläne“, „Öffentliche Infrastruktur und Ver-
sorgungseinrichtungen“ und „Verkehrsprojekte“.

Themengebiete Anzahl Prozent
Bauleitpläne 233 21,36
Öff. Infrastruktur und
Versorgungseinrichtungen 241 22,09
Verkehrsprojekte 246 22,55
einzelne, private Projekte 93 8,52
Entsorgungsprojekte 97 8,89
Mobilfunksendeanlagen 49 4,49
Gebühren, Abgaben 31 2,84
Sonstiges 101 9,26

Damit betreffen mindestens 50% der Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheide haushaltsrelevante
Bereiche. In den meisten Fällen haben sie einen
sparsameren oder vorsichtigeren Umgang mit öf-
fentlichen Mitteln zum Ziel.

Cross-Border-Leasing
Bürgerinitiativen entdeckten Themen wie Cross-
Border-Leasing oder Privatisierung von kommuna-
len Einrichtungen als Bürgerbegehrensthema. Gro-
ßes Aufsehen erregte das erste Bürgerbegehren zu
diesem Thema in Kulmbach im November 2002,
bei dem ein Cross-Border-Leasing Vertrag durch
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einen Bürgerentscheid ablehnt wurde. Der Ent-
scheid war überraschend eindeutig. Über 80%
stimmten für das Bürgerbegehren und somit gegen
das Vorhaben des Gemeinderats, das Kanalisati-
onssystem zu verleasen. Auch in Fürth startete die
Bürgerinitiative „Keine Steuertricks mit Abwas-
ser“ im November 2002 ein Bürgerbegehren. Nur
fünf Tage nach dem Beginn der Unterschriftenak-
tion sprach sich der Fürther Stadtrat einstimmig
gegen einen Vertrag mit einem US-Investor aus.
Auch in anderen Bundesländern liefen Begehren
zum Thema CBL. Weitere Bürgerbegehren stan-
den in den Startlöchern. Nicht zuletzt durch die
dadurch erhöhte Öffentlichkeit und die eindeutige
Stellungnahme der Bürger hat ein Erlass des baye-
rischen Innenministers Beckstein CBL-Verträge in
Bayern „untersagt“.

Weitere „Spar-Bürgerentscheide“
n Deggendorf: Bürgerentscheid am 26.03.00

Thema: Freibad soll günstiger als von Gemeinde
geplant gebaut werden. Die Sanierung des alten
Freibades im Stadtpark wäre auf eine Investiti-
onssumme von 10,3 Mio. DM und ein Folgede-
fizit von 1,7 Mio. DM/a gekommen. Der vom
Stadtrat favorisierte Neubau eines Spaßbades
auf 26,8 Mio. DM Investition und ein jährliches
Defizit von 2,7 Mio. DM. Zwar votierte die
Mehrheit der Deggendorfer beim Bürgerent-
scheid für den Erhalt und für die Sanierung des
alten Freibades (18,68% für das alte Freibad,
16,9% für das Spaßbad), doch konnte das not-
wendige Zustimmungsquorum (20%) nicht er-
reicht werden. Trotzdem wurden durch den
Bürgerentscheid kleine Erfolge (abgespeckte
Neubauvariante) erzielt.

n Heroldsberg: Bürgerentscheid am 27.04.03
Thema: Der Rathausbau soll billiger sein als von
der Gemeinde geplant.

n Werneck: Bürgerentscheid am 22.09.02
Thema: Gemeinde soll keine Zuschüsse zu ei-
nem Theater zahlen, da dies lediglich als Presti-
geobjekt angesehen wurde.

n Tegernsee: Bürgerentscheid am 16.12.01
Thema: Der Bürgermeister soll ehrenamtlich
statt hauptamtlich arbeiten. Dieses Thema wur-
de auch in anderen Gemeinden zum Inhalt von
Bürgerbegehren gemacht.

n Sinzing (bei Regensburg): Bürgerentscheid am
21.7.97
Thema: Kein teurer Luxusbau einer Anlieger-
straße und Bau von Anliegerstraßen in Eigenre-
gie

b. Bürgerstiftungen
Relativ spät, aber mit besonderer Dynamik entwik-
keln sich seit Mitte der 90er Jahre Bürgerstiftungen
in Deutschland. Seit die ersten deutschen Bürger-

stiftungen 1996/1997 in Gütersloh und Hannover
gegründet wurden, wird die Idee in mehr und mehr
Städten und Regionen aufgegriffen. Die Zeichen,
dass sich diese Stiftungsform etablieren wird, ste-
hen gut. Nach einer repräsentativen Untersuchung
kann sich jeder vierte Bundesbürger vorstellen, ge-
meinsam mit anderen eine Stiftung zu gründen. Ins-
gesamt gab es hier zu Lande zum Jahresende 2002
rund 50 Bürgerstiftungen und viele Gründungsini-
tiativen. Das Gesamtvermögen aller bereits ge-
gründeten Bürgerstiftungen in Deutschland belief
sich im März 2003 nach einer Befragung der „In-
itiative Bürgerstiftungen“ auf rund 18,2 Mio. Euro.
Durch eine bessere steuerliche und zivilrechtliche
Behandlung des Stiftens und Zustiftens fördert der
Gesetzgeber die Gründung von Stiftungen und de-
ren Entwicklung. Vor allem die Bürgerstiftungen
profitieren von diesen neuen Regelungen.

In Bayern sind mir folgende Bürgerstiftungen be-
kannt: Augsburg, Erlangen, Lkr. Fürstenfeldbruck,
Isartal, München, Nürnberg. Außerdem gibt es
folgende Gründungsinitiativen: Fränkische Schweiz,
Kulmbach, Neumarkt i.d. Oberpfalz, Wasserburg

c. Lokale Agenda 21 - Arbeit
Letztendlich resultieren sehr viele Ansätze für die
Einführung des Bürgerhaushalts aus verschieden-
sten LA21-Aktivitäten. Und nicht nur zufällig wird
das Thema Bürgerhaushalt in Bayern in der
Hauptsache von der KommA21 beim Landesamt
für Umweltschutz in die Kommunen transportiert.
Aber unabhängig von formalen Bürgerhaushalts-
verfahren arbeiten bereits viele LA21-Initiativen in
Bayern innerhalb von Themenbereichen, die sich
direkt oder indirekt auf den kommunalen Haushalt
auswirken.

Wenn wir die Themenbereiche (Klassifizierung der
KommA21) durchgehen, stellen wir fest, dass ein
Großteil davon auch haushaltsrelevant ist:
• Konsum/Lebensstile, Regional-/Stadtentwick-

lung, Eine Welt, Bildung/Schule,
• Wirtschaft/Arbeit, Klimaschutz/Energie, Bauen/

Wohnen, Politik/Verwaltung,
• Freizeit/Kultur, Mobilität/Verkehr, Soziales/

Zusammenleben, Gesundheit
• Ländlicher Raum, Natur- und Umweltschutz

Vor allem im Bereich „Klimaschutz/Energie“, aber
auch im Bereich „Soziales/Zusammenleben“ findet
sich eine große Zahl von Praxisbeispielen, in denen
sich die LA21-Arbeit positiv auf den kommunalen
Haushalt auswirkt.

d. Bürgersolidarität
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Im Herbst vergangen Jahres befragte der Bayeri-
sche Gemeindetag die ihm mitgliedschaftlich ver-
bundenen 2002 Gemeinden, Märkte und Städte
über die Auswirkungen der kommunalen Finanznot
bei ihren BürgerInnen. Neben den Fragestellung
nach den betroffenen Bereichen und Einrichtungen
hat der Bayerische Gemeindetag außerdem wissen
wollen, welche besonders hervorzuhebende Bei-
spiele es für Bürgersolidarität und bürgerschaftli-
ches Engagement gibt. Immerhin haben sich exakt
900 Gemeinden an der Umfrage beteiligt.

Unter der Fragestellung „Wie helfen die Bürge-
rinnen und Bürger ihren Gemeinden in Zeiten
der Finanznot?“ wurden folgende Aktivitäten
besonders hervorgehoben1:
- Feuerwehrgerätehäuser werden in Eigenregie

der Feuerwehrleute gebaut und erweitert.
- Grünanlagenpflege wird von Anliegern und von

den Vereinen erledigt.
- Bürger helfen bei der Schulhausrenovierung.
- Kinderbetreuungseinrichtungen werden mit

privatem Engagement errichtet und saniert.
- Bürger setzen in Eigeninitiative Wege instand
- Öffentliche Straßen und Plätze werden Freiwil-

ligen gereinigt.
- Bürger spenden für größere Maßnahmen.
- Bau eines Vereinszentrums in Eigenregie einer

Dorfgemeinschaft
- Neugestaltung öffentlicher Plätze und Grünflä-

chen durch die BürgerInnen
- Neugestaltung eines Parks durch die Landju-

gend
- Gründung eines Fördervereins zur Rettung des

Freibads
- Übernahme von Baumpatenschaften und Pa-

tenschaften für Dorfbrunnen
- Renovierung des Gemeindezentrums durch die

Bürgerschaft
- Spendenaktionen für Spielplätze, Freibadsanie-

rung, Feuerwehrfahrzeuge
- Gründung von Fördervereinen
- Bau und Sanierung von Leichenhäusern
- Errichtung privater Jugend- und Kulturtreffs
- Eigenleistung von BürgerInnen bei Erdverka-

belungen und Hochspannungsleitungen
- Zahlung freiwilliger Ausbaubeiträge bei Stra-

ßenbaumaßnahmen im Außenbereich
- Organisation von Fahrgemeinschaften zur Be-

förderung von Kindergartenkindern
- Umgestaltung von Pausenhöfen der Schulen

durch die Eltern
- Landwirte mähen die Straßenbankette.

                                                                
1 Die folgende Aufzählung gibt nur eine Auswahl

wieder. Vgl. das vollständige Ergebnis der Umfrage
in: Bayerischer Gemeindetag, Heft 2/2004

Eine weitere Frage betraf die Solidarität der örtli-
chen Wirtschaft: „Wie hilft die örtliche Wirt-
schaft den klammen Kommunen?“
- Firma stellt unentgeltlich Mitarbeiter für die

Grünpflege zur Verfügung.
- Materialspenden
- Örtliche Handwerker erbringen unentgeltlich

Leistungen.
- Diverse Spendenaktionen für unterschiedliche

gemeindliche Einrichtungen
- Gewerbeverband übernimmt die Ausstattung

eines Kinderspielplatzes.
- Fahrzeuge (z.B. Gemeindemobil) werden ge-

sponsert mit Werbeaufdruck.
- Zinslose Stundung von Gewerbesteuerrücker-

stattungen
- Beschaffung einer Geschwindigkeitsmessanlage

durch Gewerbeverein

e. Ergebnisse der Forumsdiskussion
Welche weiteren Beispiele fallen uns spontan ein,
bei denen die BürgerInnen die besseren „Spar-
kommissare“ waren?

n Viehmarkthalle Sonthofen: Die BürgerInnen
wehrten sich gegen einen Luxusausbau, es
wurde eine BI gegründet. Mittlerweile wurde
die Viehmarkthalle „angepasst“ hergerichtet
und saniert und kann von den BürgerInnen als
Veranstaltungsort genutzt werden

n BürgerInnnen kümmern sich darum, dass auf
den städtischen Schulen Photovoltaik-Anlagen
installiert werden, sowohl unter der Regie der
Kommune, als auch als sogenannte Bürgerso-
lardächer (nach einer Erhebung des Bund Na-
turschutzes gab es Ende 2003 über 70 Bürger-
solardächer in Bayern mit ständig steigender
Tendenz).

n Weniger Luxus beim Straßen(aus-)bau

Einsparpotenziale lassen sich besonders dort gut
aktivieren, Prioriäten können dort gut gesetzt wer-
den, wo BürgerInnen zu ExpertInnen gemacht
weden. Welche Haushalsbereiche bieten sich hie r-
für besonders an?

n Verwaltungshaushalt
• Grünpflege
• Straßenreinigung
• Schule, Kindergarten
• Jugend
• Kultur
• Gesundheit und Soziales

n Prioritäten setzen bei Investitionen im Vermö-
genshaushalt
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Als Hilfen wurden in der Diskussion folgende Ide-
en geäußert:
- Berichte des Rechnungsprüfungsausschusses

öffentlich und transparent machen (dürfte bei
abgeschlossenen Prüfungen auch rechtlich
möglich sein).

- Städtische Leistungen möglichst wirtschaftlich
erbringen, dabei helfen u.U. Vergleichszahlen
aus anderen Kommunen. Eine Hilfe könnte hier
das interkommunale Vergleichsnetz der KGSt
(IKO-Netz) sein.

- Transparent machen, was die einzelne städti-
sche Leistung bzw. Einrichtung den BürgerIn-
nen kostet. Als vorbildlich wurde die Stadt Kon-
stanz genannt, die auf ihrer Homepage bekannt
gibt, welchen Zuschussbedarf (absolut und pro
Einwohner) die städtischen Einrichtungen ha-
ben.

Welche Vorraussetzungen sind in unserer Stadt/
Gemeinde zu schaffen, um in den Bürgerhaus-
haltsprozess einzusteigen?

- Gespräch mit den politischen Entscheidungsträ-
gern

- Überzeugen der Entscheidungsträger
- Information der Bevölkerung
- Lokale Agenda 21 – Gruppen einbeziehen
- OB, Bgm müssen sich voll hinter die Idee stel-

len.
- Vorteile des Bürgerhaushalts herausarbeiten:

Bürgerakzeptanz spart Geld, reduziert langwie-
rige und teure Widersprüche, baut Widerstände
zwischen Verwaltung und Bürger ab, erspart
u.U. teure Bürgerentscheide.

- 1. Schritt: Der Haushalt muss lesbar aufbereitet
werden (auch für die Räte).

4. Forum 2: „Legitimation“
Bürgerhaushalt – Nur „Spielwiese“ der Demokratie?
Clóvis Zimmermann

Nach einer kurzen Vorstellungsrunde wurde zwei
Probleme im Hinblick auf die Beteiligung der Men-
schen bei den Entscheidungsfindungsprozessen
thematisiert.

1. Das Problem der Motivation: die Motivati-
on der BürgerInnen zur Partizipation sei
problematisch, weil es so eine große positi-
ve Kluft zwischen den erwarteten Beloh-
nungen und den Kosten der Partizipation
an dem Beteiligungsprozess entsteht. Die
Menschen seien gegenwärtig nicht in der
Lage, sich für mehr Beteiligung und das
Interesse für öffentliche Angelegenheiten
sei so schwach wie nie.

2. Das Problem der Kompetenz: die Partizi-
pation sei des Weiteren problematisch, weil
man die politischen Kompetenzen und Res-
sourcen der durchschnittlichen BürgerIn-
nen bei weitem überschätzte. Darüber hin-
aus sei die verfügbare Zeit der BürgerIn-
nen für die Teilnahme am Partizipations-
prozess nicht ausreichend.

Nach einem langen Diskussionsprozess hat man
sich in der Gruppe doch einigen können, dass die
BürgerInnen gegenwärtig doch bereit sind, sich zu
beteiligen. Viele gehen zu ATTAC und anderen
Bewegungen. Dies zeigt nun, dass eine gewisse
Bereitschaft zur Partizipation da ist.

Andererseits wurde auch festgestellt, dass die
BürgerInnen doch nicht so inkompetent seien, wie
Politiker meinen. Viele Entscheidungen der Politik
sind auch durch Interessen geprägt. Im Stadtrat
sitzen Interessengruppenvertreter, die spezielle
Interessen vertreten, ohne dass die Allgemeinheit
davor erfährt. Dabei stellte sich die Frage, wie
legitim solchen Entscheidungen dann seien. Doch
letzten Endes wurde festgestellt, dass es den nor-
malen BürgerInnen an der Möglichkeit zur Artiku-
lation ihrer Interessen mangelt, die in unserem re-
präsentativen System nicht gegeben sind. Je mehr
BürgerInnen mehr und mehr an den Entschei-
dungsfindungsprozessen teilnehmen könnten, desto
mehr würden Lernprozesse stattfinden.
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Unsere Aufgabe sei zu erst zu versuchen, Ober-
bürgermeister, Kämmerer und Politiker zu über-
zeugen, dass unser politisches Engagement sinnvoll
sei. Dabei stellte sich die Frage, welche Argumente
Politiker überzeugen könnten, dass Partizipation
sinnvoll ist. Ein wesentliche Argument war, dass
dadurch mehr Informationen, Transparenz gewähr-
leistet wird und dass die Jugendlichen stärker an
den Entscheidungsfindungsprozessen teilnehmen
würden.

5. Forum 3: „Methoden“
Bürgerhaushalt – ein neues Instrument für Klientelismus
und Partikularinteressen oder Dialog mit der gesamten
Bevölkerung?2

Tobias Bergmann

                                                                
2 Ausführliche Hinweise hierzu sind zu finden im Kapitel 5. von „Der Bürgerhaushalt – Ein Handbuch für die Praxis“

a. Informationen über den Haushalt
und Rechenschaftsbericht

Die Information der BürgerInnen über den Haus-
haltsentwurf und – später dann – über die tatsäch-
lichen Beschlüsse im Rat sind ein Kernstück des
Beteiligungshaushaltes. Die bürgerfreundliche
Aufbereitung dieser Informationen ist um so wich-
tiger, als die BürgerInnen oft kaum Kenntnisse
über den Umfang der Haushaltsmittel und über den
Anteil der dabei disponiblen Mittel haben. Die
komplexen Informationen und Daten müssen des-
halb so komprimiert, gestaltet und illustriert werden,
dass sie auch ein Haushalts-Laie verstehen kann.

Folgende Fragen können dabei als Leitfragen gel-
ten:
Ø Woher bekommt die Stadt ihr Geld?
Ø Wofür gibt sie es aus?
Ø Welche Schwerpunkte sind mit der Budgetver-

teilung gesetzt?
Ø Wie ist die finanzielle Lage insgesamt?
Ø Welche Handlungsmöglichkeiten hat die Stadt?

Als Mittel der Darstellung in der Informationsphase
sind denkbar:
n das Internet - die städtische Homepage, evtl.

eine eigene Bürgerhaushalt-Homepage
n Zeitungsartikel in der Lokalpresse, evtl. als re-

gelmäßige Rubrik in der Tageszeitung über den
kommunalen Haushalt

n VHS-Kurs zum Thema Haushalt
n Bierdeckel-Werbung für Beteiligungshaushalt
n Haushalts-Tour durch die Stadt
n Haushalts-„Monopoly“, das auf die jeweilige

Kommune zugeschnitten ist

Für den Beginn des Beteiligungsprozesses kann es
ausreichend sein, Teilbereiche des Haushalts (Res-
sortbudgets) detailliert darzustellen, um den Einstieg
in die komplizierte Materie zu erleichtern.

Im Zuge des Rechenschaftsberichts erläutern Poli-
tik und Verwaltung, was aus den Empfehlungen
der Bürgerschaft geworden ist und wie die Mittel
im Haushalt tatsächlich verwendet worden sind.
Die BürgerInnen erhalten Einblick in den Entschei-
dungsprozess der Politik, politisches Handeln wird
transparent. Für den weiteren Beteiligungsprozess
ist die Rechenschaft deshalb sehr wichtig: Hier
entsteht die Motivation, sich auch im nächsten
Haushaltsjahr aktiv an der Aufstellung des Haus-
halts zu beteiligen – oder auch nicht. Als Medien
für diese Phase kommt eine Broschüre (Motto:
„So hat der Rat entschieden“) ebenso in Frage wie
die städtische Homepage oder eine Informations-
veranstaltung.

b. Konsultation/Anhörung
Die Konsultationsphase bildet das Herzstück des
Bürgerhaushalts, denn hier haben die BürgerInnen
die Möglichkeit, sich zu den Schwerpunkten des
Haushaltsentwurfs zu äußern und eigene Vorstel-
lungen einzubringen. Dabei tritt die Kommune im
Idealfall auch mit solchen BürgerInnen in einen
Dialog ein, die sich normalerweise in sonstigen
Beteiligungsverfahren nicht öffentlich zu Wort
melden. Ziel aller gewählten Verfahren ist es also,
eine möglichst große Repräsentativität der Beteili-
gung zu gewährleisten. Dementsprechend unter-
schiedliche Beteiligungsverfahren kann es geben:
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n Die BürgerInnen können ihre Meinung münd-
lich in entsprechenden Veranstaltungen – z.B.
Bürgerforum – äußern.

n Die Verwaltung kann Meinungsäußerungen
mündlich einholen, sei es über Telefoninter-
views oder Infostände am Wochenmarkt.

n Eine Meinungsäußerung kann schriftlich über
vorbereitete Antwortpostkarten erfolgen, die
über Postwurfsendungen an die Haushalte ver-
teilt werden.

n Politik und Verwaltung können gezielte Befra-
gungen bestimmter Bevölkerungsgruppen (z.B.:
Senioren, SchülerInnen/Jugendliche, Eltern)
durchführen.

n Das Internet kann für interaktive Befragungen
genutzt werden.

n Möglich ist auch die Auswahl einer repräsenta-
tiven Stichprobe aus der Bürgerschaft.

6. Forum 4: „Gender“
Bürgerhaushalt und Gender Budget
Wie passt das zusammen?
Silke Rapp

Im Rahmen der Diskussionen um den Bürgerhaus-
halt stellt sich die Frage: Wie kann der Bürger-
haushalt geschlechtergerecht gestaltet werden?
Und: Wie lassen sich Gender Budgeting und Bür-
gerhaushalt kombinieren?

Im Folgenden stelle ich kurz die Grundzüge des
Gender Budgeting vor. Dem folgt eine Zusammen-
stellung der grundsätzlichen Gemeinsamkeiten von
Gender Budgeting und Bürgerhaushalt. In einer
abschließenden Analyse – hier fließen die Work-
shopergebnisse ein – zeige ich auf, wie ein ge-
schlechtergerechter Bürgerhaushalt aussehen soll-
te.

a. Was ist Gender Budgeting?
Gender Budgeting besteht in der Analyse, Planung
und Umsetzung einer geschlechtergerechten
Haushaltspolitik. Einbezogen werden dabei alle
öffentlichen Kosten und Erträge und die dahinter-
stehenden politischen Strategien. Ausgangspunkte
dafür sind quantitative und qualitative Erhebungen,
die dann in Hinblick auf Geschlechtergerechtigkeit
ausgewertet werden. Ziel ist eine geschlechterge-
rechte und sinnvolle Nutzung von öffentlichen Res-
sourcen.

Dabei sind zentrale Fragen:
§ Wie wirken sich (geplante) Maßnahmen auf die

Lebenssituationen jeweils von Frauen und Män-
nern aus?

§ Wie wirken sich (geplante) Maßnahmen auf
unbezahlte Arbeit und soziale Beziehungen so-
wohl von Frauen als auch von Männern aus
(Versorgung und Betreuung von Angehörigen,
Erziehung, Haushalt, Nachbarschaftshilfe etc.)?

§ Sind die Maßnahmen geeignet, gegebenenfalls
Machtverhältnisse zwischen Frauen und Män-

nern abzubauen bzw. ihre Entstehung zu verhin-
dern?

b. Warum ist Gender Budgeting
wichtig?

Ein Beispiel:
Eine aktuelle Untersuchung der Sportförderung in
der Schweiz brachte u.a. folgende Ergebnisse:
Knapp ein Viertel der Jugend- und Sport-
Subventionen fließt in Sportkurse, in denen der
Anteil der Buben und Männer bei über 90 Prozent
liegt (z.B. Fußball oder Eishockey). In Sportfächer,
in denen der Mädchen- und Frauenanteil größer als
90 Prozent ist, fließen hingegen nur 2,3 Prozent
(z.B. Gymnastik oder Eislauf).

Die besten Beschlüsse zur Gleichstellung nützen
nichts, wenn nicht auch in der Haushaltspolitik die
Gleichstellungsziele verfolgt werden. Untersuchun-
gen zeigen, dass bei Haushaltskürzungen Frauen in
der Regel stärker betroffen sind. Nicht zuletzt des-
halb, weil oft öffentliche Leistungen gestrichen
werden, die dann unbezahlt von Frauen erbracht
werden.

Die Gender Budget Analyse zeigt auf, wie Haus-
haltsentscheidungen sich auswirken. Den Kommu-
nalpolitikerInnen steht somit Datenmaterial zur
Verfügung, auf dessen Grundlage sie nachhaltig
geschlechtergerechte Entscheidungen voran brin-
gen können.

Gender Budgeting ist eine professionelle Quer-
schnittsaufgabe für alle Verantwortlichen in der
kommunalen Verwaltung – für Frauen und für
Männer.
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Zur Bewertung von Haushaltsentscheidungen be-
darf es neben der statistischen Erhebung und Aus-
wertung auch der aktiven Beteiligung der Bürge-
rInnen. Hier ist eine der wichtigsten Schnittstellen
zwischen Gender Budgeting und Bürgerhaushalt.

c. Gemeinsamkeiten
Bürgerbeteiligung ist ein wichtiges Element von
Gender Budgeting. Gemeinsame Ziele von Gender
Budgeting und Bürgerhaushalt sind darüber hinaus
mehr Transparenz der kommunalen Haushaltspoli-
tik und ihrer Auswirkungen sowie die „ökonomi-
sche Alphabetisierung“. Die Bürgerinnen und Bür-
ger sollen durch gezielte Informationen und Dar-
stellung von Zusammenhängen die Haushaltsent-
scheidungen in ihrer Kommune nachvollziehen und
bewerten können.

d. Kriterien für geschlechtergerechte
Bürgerbeteiligung

In erster Linie muss ein besonderes Augenmerk
darauf gerichtet sein, ob Frauen überhaupt zu gle i-
chen Teilen beteiligt sind wie Männer. Bei Termin-
auswahl und Projektplanung muss beachtet wer-
den, dass die Beteiligung mit dem Alltag von Frau-
en vereinbar ist. Es sollte bei den Zielgruppen zum
Beispiel nachgefragt werden, ob Abendtermine
günstig sind, ob Kinderbetreuung gewünscht wird
und wie wichtig die Wohnortnähe des Veranstal-
tungsorts ist.

Auch wenn zur Hälfte Frauen anwesend sind,
muss darauf geachtet werden, dass sich Männer
und Frauen zu gleichen Teilen äußern können. Dies
gewährleisten zum Beispiel quotierte Redelisten.

Um tatsächlich einen repräsentativen Querschnitt
der Bevölkerung zu erreichen und nicht die „übli-
chen Verdächtigen“, besteht die Möglichkeit, aus-
gewählte Bürgerinnen und Bürger gezielt und per-
sönlich einzuladen.

Im Workshop wurde außerdem diskutiert, dass
Beteiligungsverfahren nicht selten ein höheres
ehrenamtliches Engagement der Bürgerinnen und
Bürger anstreben. Für Frauen stellt sich hier eine
mögliche „Falle“. Denn meistens werden Frauen
bei Haushaltskürzungen stärker belastet - vor al-
lem, da sie durch wegfallende öffentliche Leistun-
gen mehr unbezahlte Arbeit leisten. Es sollte also
aufmerksam beobachtet werden, ob durch Ent-
scheidungen ehrenamtliches Engagement vor allem
auf Frauen zukommt.

e. Gender Budgeting und Bürgerbetei-
ligung

Um tatsächlich langfristig geschlechtergerechte
Entscheidungen zu treffen, braucht es aber auch in
Bürgerbeteiligungsverfahren aussagekräftiges Da-
tenmaterial und Folgeabschätzungen. Diese müs-
sen im Rahmen einer Gender Budget Analyse von
Fachleuten erhoben und ausgewertet werden. Die
Analyse zeigt auf, wo öffentliche Gelder ungerecht
verteilt werden. Dann muss politisch entschieden
werden, wie mehr Geschlechtergerechtigkeit her-
gestellt werden kann. Um dies am oben angeführ-
ten Beispiel zu verdeutlichen: Die Analyse stellt
fest, dass die Jungensportart Fußball überpropor-
tional öffentliche Gelder erhält, Gymnastik hinge-
gen auffallend wenig. Die Bürgerinnen und Bürger
können nun an der Entscheidung beteiligt werden,
wie die Gelder in Zukunft gerechter verteilt wer-
den. Sollen mehr Mädchen für Fußball begeistert
werden? Oder sollen Gymnastik, Reiten oder Bal-
lett stärker bezuschusst werden, während die Zu-
wendungen für Fußball teilweise gestrichen wer-
den? Wie erreicht die Kommune langfristig Ge-
schlechtergerechtigkeit?

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Bürger-
haushalte ersetzen keine Gender Budget Analyse.
Vielmehr sollte die Analyse einem Beteiligungsver-
fahren voraus gehen, um den Bürgerinnen und
Bürgern aussagekräftiges Datenmaterial und Fol-
geabschätzungen für ihre Entscheidungen vorlegen
zu können.



„Bürgerhaushalt“ in Deutschland – Neue Sparstrategie oder echte Bürgerbeteil igung?

nn  18 nn

7. Mit dem Bürgerhaushalt auf dem Weg zur nachhaltigen
Kommune?
Dr. Norbert Stamm

Wie weiter in Bayern? Noch ist in Bayern in Sa-
chen Bürgerbeteiligungshaushalt noch nichts pas-
siert – oder doch?

Die Erlangener Agenda hat beschlossen, einen
kommunalen Bürgerhaushalt zu entwickeln und hat
hierzu im September 2003 einen Arbeitskreis
„Kommunaler Beteiligungshaushalt“ gegründet –
aus Mitgliedern des Agenda-Beirats, der Stadtrats-
fraktionen, von Nichtregierungsorganisationen und
der Stadtverwaltung. Grundlage ist ein Pilotprojekt
des Jugendparlaments. Der Arbeitskreis diskutierte
den Umfang der Bürgerbeteiligung und legte sich
im Januar auf eine Bürgerbeteiligung bei der Auf-
stellung des Investitionshaushalts fest. In den näch-
sten Wochen ist ein Grundsatzbeschluss des Stadt-
rats zur Etablierung eines kommunalen Beteili-
gungshaushalts geplant. Anschließend soll ein Kon-
zept für die Einführung zur Haushaltsperiode
2005/2006 entwickelt werden, das im Herbst 2004
beschlossen werden soll.

Grundsätzlich zeigen verschiedene bayerische
Kommunen Interesse. Dabei spielen folgende Ent-
wicklungen eine positive Rolle:
n Die Bürgerorientierung der Verwaltung wächst

(z.B. ausgebildete Moderatoren in der Verwal-
tung), ebenso das Know-How der Bürger,
mancherorts gibt es eine neue Generation von
Kommunalpolitikern. Eine solche Beteiligungs-
kultur ist eine Voraussetzung zur Bürgerbeteili-
gung am Haushalt.

n Die Entwicklung in den Haushalten der Ge-
meinden, von der Kameralisitik (den Zuordnun-
gen an Ämter und Sachgebiete) weg hin zur
Doppik/Kosten-Leistungs-Rechnung hin, er-
leichtert die Informationsaufbereitung.

n Manche kommunale Praxis kann gut weiter-
entwickelt werden. In kleinen Gemeinden wur-
de auf Bürgerversammlungen auch schon bis-
her der Haushalt erläutert – dies kann relativ
leicht ausgebaut werden.

n Die Spardiskussion hat allgemein das Interesse
am Haushalt der Gemeinde vergrößert. Die
Bedeutung wurde klarer. Und trotz der jetzt
eingeschränkten Möglichkeiten wächst das In-
teresse, die Weichen richtig zu stellen.

n In vielen Orten gibt es gute, das heißt breite
Prozesse, die die langfristige Entwicklung im
Blick haben. Von dem Drittel der bayerischen

Kommunen mit Agenda-Prozess (665) halte ich
wieder um ein Drittel für gut. Macht also grob
ein Zehntel der bayerischen Kommunen.

n Krisenzeiten sind Reformzeiten. Veränderungen
sind leichter möglich.

Zusammenfassend: Es ist ein Interesse am Bür-
gerhaushalt da. Selten hatten wir bei unseren Se-
minarveranstaltungen so viele interessierte „kom-
munale Hauptentscheidungsträger“, sprich: Bür-
germeister und Kämmerer, als Teilnehmer. In An-
betracht der großen Zahl bayerischer Gemeinden
und Städte – 2.056 – werden sich sicher welche
finden, die es anpacken. Es hat immer schon
Avantgarde-Kommunen gegeben.

Welcher Weg, welches Verfahren das erfolgver-
sprechendste ist – ob z.B. Online-Kommunikation
– wird von Kommune zu Kommune unterschiedlich
sein – je nach Größe, Vorerfahrungen, finanziellen
Möglichkeiten, Engagement von Bürgermeister,
Bürgerschaft, Verwaltung und Rat – es wird nicht
ein prototypisches Verfahren geben...

Konkret: wir denken, dass wir ein Netzwerk inter-
essierter Kommunen aufbauen können, dessen
Teilnehmern wir eventuell ein Masterlayout für
eine Informationsbroschüre zur Verfügung stellen
und dessen teilnehmende Kommunen dann auf
einen Druckkostenzuschuss hoffen können. Wir
sind außerdem im Gespräch mit der KGSt/IKO-
Netz des Deutschen Städtetages und der Servi-
cestelle Kommunen in der Einen Welt über ein
Pilotprojekt – hier könnte durch Beratung und Be-
gleitung einer gewissen Anzahl bayerischen Kom-
munen unterschiedliche Verfahren erprobt werden
und am Ende ein methodischer Baukasten zur
Durchführung von haushaltspolitischen Beteili-
gungsverfahren entstehen. Allerdings warten wir,
als dem Umweltminsterium nachgeordnete Stelle,
für beides noch auf grünes Licht aus dem Innen-
und Finanzministerium.

Wichtig ist die Eignung der Kommune. Notwendige
Voraussetzungen für die erfolgreiche Durchfüh-
rung eines Bürgerbeteiligungshaushalts sind:
• Wille der kommunalen Spitze
• Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung
• gründliche Information der Gemeinderäte
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• Informationen über finanzielle und personelle
Kosten und Zeiteinsatz bei Rat und Verwaltung

• möglichst einstimmige Beschlussfassung im
Gemeinderat

• aufgeschlossene Finanzverwaltung, z.B. thema-
tisch aufbereitete Haushaltsinformationen (Ko-
sten-Leistungs-Rechnung)
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Peter Gack, GRIBS-Kommunalbüro, Austr. 14, 96047 Bamberg, Fon: 0951/9230388, Fax:
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